
 

 

  
  
  
  

  
  
 
 
Hält der Oberbürgermeister es für erforderlich/geboten, vor dem Hintergrund, 

dass das Innenministerium und die kommunalen Landesverbände im Vorfeld 

der Volksabstimmung zu S 21 klargestellt haben, dass für Organe der 

Kommune das Sachlichkeits- und Objektivitätsgebot gilt, dem Gemeinderat 

vorzuschlagen, die am 12.102011 verabschiedete Resolution abzuändern? 

 
Begründung: 

 

Insbesondere dürfen kommunale Organe und Amtsträger keine „direkten 

Empfehlungen an Stimmberechtigte zum Abstimmungsverhalten bei der 

Volksabstimmung“ abgeben. 

 

Der letzte Absatz der oben genannten Resolution enthält eine solche direkte 

Empfehlung, bei der Volksabstimmung mit „nein“ zu stimmen. Somit liegt objektiv 

ein Verstoß vor, welchen nach der geltenden Rechtslage jeder Stimmberechtigte beim 

Staatsgerichtshof feststellen lassen  kann. Dass das entsprechende Schreiben die Stadt 

Ulm erst nach der Abstimmung über die Resolution erreicht hat, ist nur für die Frage 

der subjektiven Verantwortung relevant, ändert an der Rechtswidrigkeit des letzten 

Absatzes jedoch nichts. 

 

Um Schaden von der Stadt und ihrem Ansehen abzuwenden, wäre es meines 

Erachtens dringend angezeigt, die Resolution des Ulmer Gemeinderats zu 

entschärfen. Damit soll ausdrücklich nicht das Recht der Ratsmehrheit in Frage 

gestellt werden. Ich finde es angebracht, den Vorsitzenden des Gemeinderats . um 

Stellungnahme zu bitten 

 

Anlage: Schreiben der kommunalen Landesverbände. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

für die GRÜNE Fraktion Ulm 

      

    (B. Schäfer-Oelmayer) 

     

Rathaus, Marktplatz 1  

Tel. 0731 161-1096 

Fax 0731 161-1097 

 

Öffnungszeiten: 

Mo. - Do. 9:00–12:00 Uhr 

und nach Vereinbarung 

gruene-fraktion@ulm.de 

www.gruene-fraktion-ulm.de 

 

Ulm, 25.10.2011 

 

 

   

Herrn OB Gönner (Rathaus, per E-Mail) 

Kopie: an die Medien der Region 
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